
Dritte Verordnung 
zur Änderung der Thüringer SARS-CoV-2-Infektionsschutz-Maßnahmenverordnung 

Vom 12. Juli 2022

Aufgrund des § 15 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 1 
Satz 1 und des § 32 Satz 1 in Verbindung mit den §§ 28, 
28a, 29, 30 Abs. 1 Satz 2 und § 31 des Infektionsschutz-
gesetzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zu-
letzt geändert durch Artikel 3a des Gesetzes vom 28. Juni 
2022 (BGBl. I S. 3918), in Verbindung mit § 7 Abs. 1 Nr. 1 
der Thüringer Verordnung zur Regelung von Zuständigkei-
ten und zur Übertragung von Ermächtigungen nach dem 
Infektionsschutzgesetz (ThürIfSGZustVO) vom 2.  März 
2016 (GVBl. S. 155), zuletzt geändert durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 14. Dezember 2021 (GVBl. S. 586), und
des § 28c Satz 4 IfSG in Verbindung mit § 7 der COVID-
19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung vom 8. Mai 
2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 2 der Verordnung vom 18. März 2022 (BGBl. I S. 478), 
in Verbindung mit § 7 Abs. 1 Nr. 2 ThürIfSGZustVO ver-
ordnet das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 
Frauen und Familie und
aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit den §§ 28 und 
28a IfSG in Verbindung mit § 7 Abs. 2 ThürIfSGZustVO 
verordnet das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
im Einvernehmen mit dem Ministerium für Arbeit, Sozia-
les, Gesundheit, Frauen und Familie:

Artikel 1

Die Thüringer SARS-CoV-2-Infektionsschutz-Maßnahmen-
verordnung vom 29. April 2022 (GVBl. S. 263), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 17. Juni 2022 (GVBl. S. 279), 
wird wie folgt geändert:

1.	 Dem § 7 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

"Kinder zwischen dem vollendeten sechsten und dem 
vollendeten elften Lebensjahr, die mindestens eine Imp-
fung erhalten haben, sind geimpften Personen im Sin-
ne von Satz 1 gleichgestellt."

2.	 Nach § 12 wird folgende Überschrift eingefügt:

"Vierter Unterabschnitt 
Anordnungen der zuständigen Behörde"

3.	 In § 13 Satz 1 werden die Worte "dieses Unterab-
schnitts" durch die Worte "des Dritten Unterabschnitts" 
ersetzt.

4.	 Nach § 13 wird folgender § 14 eingefügt:

"§ 14 
Untersagung und Beschränkung  

von Besuchsrechten

Untersagungen oder Beschränkungen des Betretens 
von Einrichtungen nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, die über 
die in dieser Verordnung geregelten hinausgehen, sind 
durch die zuständige Behörde zu treffen. Sie dürfen nur 
getroffen werden, soweit dies aufgrund besonderer Um-
stände, insbesondere im Zusammenhang mit einem 
akuten COVID-19-Ausbruchsgeschehen, zwingend er-
forderlich ist. Eine vollständige Isolation von Patienten, 
betreuten oder gepflegten Personen oder Bewohnern 
ist auch bei notwendigen Schutzmaßnahmen zu ver-
meiden. Soweit Einschränkungen der Besuchsrechte 
vorgenommen werden, die nicht durch die zuständige 
Behörde angeordnet wurden, ist durch die Einrichtung 
das Einvernehmen mit der zuständigen Behörde her-
zustellen. Maßnahmen nach den Sätzen 1 oder 4 sind 
auf einen Zeitraum von zwei Wochen zu beschränken; 
sie können darüber hinaus jeweils für einen Zeitraum 
von zwei Wochen verlängert werden, sofern die Grün-
de nach Satz 2 fortbestehen. Die zuständige Behörde 
hat in den Fällen des Satzes 1 und die Einrichtung in 
den Fällen des Satzes 4 die zuständige Behörde nach 
§ 26 Abs. 1 des Thüringer Wohn- und Teilhabegeset-
zes vom 10. Juni 2014 (GVBl. S. 161) in der jeweils 
geltenden Fassung zu unterrichten."

5.	 In § 18 wird die Datumsangabe "21. Juli 2022" durch 
die Datumsangabe "17. August 2022" ersetzt.

6.	 Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderun-
gen angepasst.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 21. Juli 2022 in Kraft. 

Erfurt, den 12. Juli 2022

Die Ministerin für Arbeit,	 Der Minister für Bildung, 
Soziales, Gesundheit,	 Jugend und Sport
Frauen und Familie

Heike Werner	 Helmut Holter
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